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CORONA UND DIE SELBSTVERGIFTUNG 
DER ZIVILGESELLSCHAFT 

Wer angesichts der anhaltenden „Querdenker“-Proteste 

nicht verzweifelt, hat keinen politischen Verstand. Bei ih-

ren Aufmärschen kommt eine aggressive Mixtur von 

Corona-Leugnung, Verschwörungsphantasien, Aberglau-

ben, Esoterik und Ressentiments gemischt mit einer grö-

ßer werdenden Portion Antisemitismus, Rechtsextremis-

mus und neoliberal getönter Rücksichtslosigkeit zusam-

men. Eine angstgesteuerte Selbstüberschätzung, Wissen-

schaftsfeindlichkeit und wütende Maßlosigkeit („Corona-

Faschismus“) überlagert jede nachvollziehbare Zukunfts-

angst und die womöglich berechtigte Kritik am staatlichen 

Infektionsschutz.  

Da es in Pandemien um Leben und Tod geht, sind sie re-

gelmäßig von angstgesteuerten Protesten begleitet, die 

zusätzliche Infektionsgefahren mit sich bringen. Schon die 

kurze Phase verstärkter Zuwanderung von Geflüchteten 

hatte Proteste ausgelöst, die den Untergang des Abend-

lands an die Wand malten. Dass Ressentiments und Ver-

schwörungsphantasien weit verbreitet sind, zeigen ein-

schlägige Autoritarismus-Studien. Dennoch überrascht die 

antidemokratische Vehemenz, mit der Institutionen libe-

raler Demokratie grundsätzlich abgelehnt und abgewertet 

werden. Dass dazu auch politische Unternehmer vom 

rechten Rand erheblich beitragen und ihre Chance nutzen, 

kann nicht verwundern. 

 

Die antidemokratische Vehemenz im Zuge 
der „Querdenker“-Proteste, mit der Instituti-
onen liberaler Demokratie grundsätzlich ab-
gelehnt und abgewertet werden, überrascht. 

Die Folgen für die Zivilgesellschaft sind erheblich. Politi-

sche Polarisierungen, die bereits mit der Zuwanderung 

von Geflüchteten aufgebrochen sind, werden überlagert 

und verstärkt durch Kontroversen über den Umgang mit 

Covid-19. Zerrissenheit kennzeichnet viele Familien und 

Freundschaftskreise. Fehlende Verständigungsbereit-

schaft und emotionale Zuspitzung haben zu einer Selbst-

vergiftung der Zivilgesellschaft geführt. Ihre zentralen 

Normen eines friedlichen und respektvollen Austrags von 

unterschiedlichen Meinungen und die Anerkennung viel-

fältiger Lebensweisen stehen zur Disposition. Das Ver-

trauen in eine zentrale Errungenschaft der Zivilgesell-

schaft, ihre Fähigkeit zur demokratischen Selbstkorrektur 

und zivilen Reparatur durch Gegenbewegungen und öf-

fentliche Debatten schwindet. 

In dieser Situation liegt es nahe, sich angewidert umzudre-

hen und nach staatlichen Eingriffen zu rufen, die das „Nie 

wieder“ bekräftigen und verdeutlichen, dass Rassismus 

und Antisemitismus keine Meinungen, sondern Verbre-

chen sind. Angesagt ist dennoch eine offensive zivilgesell-

schaftliche Auseinandersetzung mit der sich ausbreiten-

den Dunkelzone aus Aberglaube, Ressentiments, Ver-

schwörungserzählungen und Wissenschaftsfeindlichkeit. 

Erste Beratungsstellen (z.B. „veritas“) bieten ihre Hilfe an. 
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Angesagt ist eine offensive, zivilgesellschaft-
liche Auseinandersetzung mit der sich aus-
breitenden Dunkelzone aus Aberglaube, 
Ressentiments, Verschwörungserzählungen 
und Wissenschaftsfeindlichkeit. 

Selbst wenn es keine Verständigungsbereitschaft gibt, ist 

der kritische Kern dieser Gefühlspolitik herauszuarbeiten 

und ernst zu nehmen. Emotionen und wirre Erzählungen 

enthalten Botschaften, sie haben „hidden transcripts“, die 

jenseits von Größenwahn, Selbstüberschätzung und Ge-

waltbereitschaft auf Ohnmachtserfahrungen, Verlust- und 

Zukunftsängste hinweisen. 

MIT EINER STARKEN ZIVILGESELL-
SCHAFT UND GESTALTENDER BETEILI-
GUNG DIE GRÄBEN ÜBERWINDEN 

Nach dem Abklingen der Pandemie ist eine Offensive in 

Richtung vielfältige Demokratie angezeigt und die politi-

sche Vernachlässigung der Zivilgesellschaft zu überwin-

den. Eine zukunftsfähige Pandemiepolitik wird nur mit ei-

ner starken Zivilgesellschaft gelingen. Bevor sie unter Qua-

rantäne gestellt wurde, hat sie mit spontanen Nachbar-

schaftshilfen vulnerable Gruppen unterstützt. Hätte man 

Schülerinnen und Schüler gefragt, hätten sie als „digital 

natives“ sicherlich bessere digitale Lern- und Kommunika-

tionsplattformen kreiert. Bürgerstiftungen haben vor-

übergehend für Begegnungsmöglichkeiten für Alten- und 

Pflegeheimbewohner_innen gesorgt. Lokale Modelle wie 

in Tübingen und Rostock haben einen Eindruck von der 

möglichen Kreativität vor Ort vermittelt. In Städten mit ei-

ner starken und gut ausgebauten Beteiligungs- und Enga-

gementpolitik, wie z.B. in Bonn oder Mannheim, ist es ge-

lungen, Einbrüche in der Beteiligungspraxis weitgehend zu 

verhindern und zudem digital neue Bevölkerungsgruppen 

anzusprechen. Künftige lokale Pandemiekonzepte – und 

sie werden nötig sein – dürfen nicht noch einmal ohne Be-

teiligung und Engagement der Bürgerschaft entstehen. 

Verantwortliche und gestaltende Beteiligung ist das beste 

Mittel zur Selbstkorrektur der Zivilgesellschaft. Das Gefühl 

in einer sich schnell wandelnden Umwelt ohne eigene Ge-

staltungsmöglichkeit zu sein, gebiert sonst antidemokrati-

sche Ungeheuer in Gestalt der Sehnsucht nach autoritärer 

Führung oder als Flucht in rückwärtsgewandte Gesell-

schaftsbilder. 

Verantwortliche und gestaltende Beteiligung 
ist das beste Mittel zur Selbstkorrektur der 
Zivilgesellschaft 

Wesentliche Reformimpulse sind in den letzten Jahrzehn-

ten aus der Zivilgesellschaft gekommen. Die wegweisende 

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum Klima-

wandel hätte es ohne die Proteste von „Fridays for Fu-

ture“ nicht gegeben. Die Energiewende ist in erster Linie 

durch eine aktive Bürgerschaft vorangebracht worden. 

Selbst die recht erfolgreiche zehnjährige „Politik des Ge-

hörtwerdens“ in Baden-Württemberg wäre ohne den 

Dauerkonflikt um einen verbuddelten Bahnhof nicht mög-

lich geworden. 

Die Innovationskraft der Zivilgesellschaft, ihre Beteiligung 

und ihr Engagement wird dringend benötigt, wenn es da-

rum geht, Digitalisierung  - heute eine der größten politi-

schen Herausforderungen und Chancen - demokratisch zu 

gestalten und ihre zerstörerischen Wirkungen einzudäm-

men. Wie die Pandemie noch einmal leidvoll deutlich ge-

macht hat, braucht nicht nur die nachwachsende Genera-

tion ein Grundrecht auf digitale Kommunikation, am bes-

ten ermöglicht in Form einer digitalen Grundversorgung in 

kommunaler Zuständigkeit. 

Wir benötigen eine neue Runde von Nachbarschaftsge-

sprächen und –begegnungen, aber auch lokale Bürgerräte 

und Engagementfonds wie z.B. „nebenan angekommen“ 

der Thüringer Ehrenamtsstiftung, die von 2016-2020 ins-

gesamt 545 Projekte mit lokalen Hilfsangeboten für Men-

schen mit Zuwanderungshintergrund gefördert hat. Nur 

dieses Mal geht es nicht um Neuzugewanderte sondern 

um eine Integrationspolitik für die verstörten und verfein-

deten Einheimischen einer in Teilen vergifteten Zivilgesell-

schaft. Die potentiell zivilisierende Wirkung von Kontakt- 

und Dialoggelegenheiten, sei es beim Essen, Singen oder 

im Sport, ist gut belegt. 

Dieses Mal geht es nicht um Neuzugewan-
derte sondern um eine Integrationspolitik 
für die verstörten und verfeindeten Einhei-
mischen einer vergifteten Zivilgesellschaft. 
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Dabei können auch junge Menschen stärker ins Boot ge-

holt werden. Sie sind weit weniger als die mittlere Gene-

ration in rechtspopulistischen Aufmärschen und Corona-

Protesten aktiv. Aber sie sind von den Corona-Folgen be-

sonders hart betroffen. Ihre Themen wie Klima und Gene-

rationengerechtigkeit gehören auf jede Zukunftsagenda. 

Ohne ihre breite Beteiligung hat eine solche Agenda keine 

Umsetzungschancen. In drei Wiener Bezirken ist gerade 

ein partizipatives Klimabudget gestartet worden. 

Die Liste der aktuellen Herausforderungen, die ohne eine 

starke Zivilgesellschaft kaum zu bearbeiten sind, ließe sich 

erheblich verlängern. Die zivilgesellschaftlichen Elemente 

einer vielfältigen Demokratie – bürgerschaftliches Enga-

gement, Protest und Initiativen, Alltagsdemokratie in Fa-

milien, Kitas oder Schulen – werden benötigt, um Ohn-

machtserfahrungen abzubauen und die demokratische Er-

wartung von vielen zu stärken, selbst etwas bewirken zu 

können.  

Zivilgesellschaftliche Initiativen können auch die Transpa-

renz und Verantwortlichkeit repräsentativer Demokratie 

verbessern. Ressentiments gegen „die da oben“ wird es 

immer geben, aber alltägliche und wirksame Beteiligung 

kann, wie zahlreiche Studien zu guter Beteiligungspraxis 

belegen, die Kluft zwischen den Erwartungen der Bevölke-

rung und dem Handeln der Regierenden verringern. Wenn 

dies nicht gelingt, werden die Aushöhlungsprozesse reprä-

sentativer Institutionen voranschreiten. Das kreative Po-

tential der Zivilgesellschaft und ihre Fähigkeit zur demo-

kratischen Selbstkorrektur bleiben dann ungenutzt. 

Schließlich zeigt sich die Qualität einer Zivilgesellschaft 

nach Claus Offe auch darin, dass ihre Akteure Verantwor-

tung für Entwicklungen übernehmen, die sie selbst nicht 

verursacht haben. Die nachwachsende Generation ist 

dazu in beeindruckender Weise bereit. 

Zivilgesellschaftliche Initiativen können auch 
die Transparenz und Verantwortlichkeit re-
präsentativer Demokratie verbessern. 

 

 

 

 

 

Unnötig dies in einem sozialdemokratischen Kontext zu 

erwähnen: eine starke Zivilgesellschaft braucht eine sozi-

alpolitische Flankierung, um nicht durch die vielfältigen 

Ungleichheitsdynamiken beschädigt zu werden, die sich 

zuletzt durch die Pandemie weiter beschleunigt haben. 

 

 

Prof. Dr. Roland Roth hat zuletzt als Politikwissenschaftler 

an der Hochschule Magdeburg-Stendal gearbeitet. Er ist 

Mitglied der Steuerungsgruppe des Arbeitskreises "Bür-

gergesellschaft und Demokratie" in der FES. 
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